
Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 

1. Haushaltssatzung der Gemeinde Steinhagen für das Haushaltsjahr 2025 
 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der 
z. Zt. gültigen Fassung hat der Rat der Gemeinde Steinhagen mit Beschluss vom 18.12.2024 
folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinde voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie ein-
gehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungs-
ermächtigungen enthält, wird 
 
 
im Ergebnisplan mit 
            dem Gesamtbetrag der Erträge auf  
            dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
 
im Finanzplan mit 
            dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  
            Verwaltungstätigkeit auf  
            dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender  
            Verwaltungstätigkeit auf   
 
            dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
            Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf  
            dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
            Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit auf  
 
festgesetzt. 

 
61.183.495 € 
68.591.054 € 

 
 

59.303.404 € 
 

64.655.677 € 
 
 

19.024.750 € 
 

21.053.000 € 

 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen er-
forderlich ist, wird auf 

 
16.000.000 € 

festgesetzt.  
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung 
der Ausleihungen an gemeindliche Beteiligungen erforderlich ist, 
wird auf                                                                                                

 
         
        0 € 

festgesetzt.  
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.   

 
 
 
 
 
 



§ 4 
 

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund des  
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird auf 

 
7.407.560 € 

festgesetzt.  
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in  
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf  

 
10.000.000 € 

festgesetzt.  
 
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2025 wie folgt fest-
gesetzt: 
 
1. 
1.1 
1.2 
2. 

Grundsteuer                                                          
für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 
für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf                       
Gewerbesteuer auf                                                        

 
262 v.H. 
650 v.H. 
414 v.H. 

 
 

§ 7 
 
Beamte können mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten in die höhere Planstelle einge-
wiesen werden, soweit sie während dieser Zeit die Obliegenheiten des verliehenen oder ei-
nes gleichartigen Amtes tatsächlich wahrgenommen haben und die Planstellen, in die sie 
eingewiesen werden, besetzbar waren. 
 
 
 
 

2. Bekanntmachung der Haushaltsatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2025 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als un-
tere staatliche Verwaltungsbehörde in Gütersloh mit Schreiben vom 10.01.2025 angezeigt 
worden. Dieser hat mit Verfügung vom 13.01.2025 mitgeteilt, dass gegen die Haushaltssat-
zung der Gemeinde Steinhagen für das Haushaltsjahr 2025 keine Bedenken geltend gemacht 
werden. 
 
Der Haushaltsplan ist ab sofort und bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 
2025 auf der Homepage der Gemeinde Steinhagen unter www.steinhagen.de für jedermann 
zur Einsichtnahme verfügbar. 
 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 

http://www.steinhagen.de/


a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Steinhagen, den 14.01.2025   Gemeinde Steinhagen 
                                                                       Die Bürgermeisterin 
 
 
       gez. 
 
                                                                             Sarah Süß 
 


